
Wenn die Post 
zur Agentur wird
Rund 1500 Poststellen wurden seit 2001 wegen mangelnder Rentabilität überprüft und meistens
geschlossen. Lediglich 270 wurden in eine Postagentur überführt. In den übrigen Fällen bietet die
Post einen Haus-Service an. Viele Gemeinden haben sich mit den neuen Lösungen arrangiert. Der
Kanton Thurgau kämpft gegen den massiven Abbau des Service public.

Es ist längst kein Geheimnis mehr: Die
gute alte Dorfpost mit einer breiten Pa-
lette von Dienstleistungsangeboten hat
in ländlichen Regionen ausgedient. Seit
2001 wurden schweizweit rund 1500
Poststellen und Speziallösungen bezüg-
lich der Weiterführung überprüft und in
den meisten Fällen durch ein alternati-
ves Angebot ersetzt. Grund: Die Kun -
dengewohnheiten ändern sich; immer
weniger Briefe, Pakete und Einzahlun-
gen gehen über den klassischen Post-
schalter. «Gemäss den rechtlichen
 Vorgaben müssen wir ein flächende-
ckendes Poststellennetz führen», sagt
Marcel Marti, Kommunikationsverant-
wortlicher für Partnerlösungen bei der
Schweizerischen Post. «Wir haben aber
von der Politik auch den Auftrag, unsere
Kundenorientierung und Wirtschaftlich-
keit zu verbessern. Deshalb müssen wir
auf die sinkende Nachfrage reagieren.»

270 Agenturen und 
1150 Haus-Services
Überprüft die Post eine Poststelle, muss
sie mit der betroffenen Gemeinde nach
einer einvernehmlichen Lösung suchen.
«Neben der Nutzung spielen beim Ent-
scheid, ob eine Poststelle geschlossen
wird, auch die Situation unserer Mitar-
beitenden vor Ort und weitere Kriterien
wie Lage und Erreichbarkeit umliegen-
der Filialen eine Rolle», so Marti. «Gele-
gentlich entscheiden wir uns auch für
die Weiterführung von Poststellen.» Tat-
sache ist aber, dass die meisten der seit
2001 überprüften Poststellen geschlos-
sen und in eine neue Lösung überführt
wurden: Derzeit gibt es rund 270 Agen-
turen und 1150 Haus-Services. Ersatzlos
aufgehoben wurden laut Marti indes
nur wenige Standorte. «Die Anzahl der
Kundenzugangspunkte ist insgesamt
praktisch gleich geblieben.» Bei der Zu-
stellung ändere sich durch die Agentur
oder den Haus-Service nichts.
Die neuen Lösungen kommen sowohl
bei den Gemeinden als auch bei den
Nutzern unterschiedlich gut an. Die
Postagentur, die sich zumeist in Dorflä-
den, Tourismusbüros, Tankstellen oder

in Gemeindeverwaltungen befindet und
durch das Personal des Agenturpart-
ners geführt wird, bietet als grosses
Plus längere Öffnungszeiten als die bis-
herige Poststelle. Fast alle der von den
Kunden in einer Poststelle täglich nach-
gefragten Dienstleistungen sind laut
Marti auch in der «Post im Dorfladen»
erhältlich. So etwa die Aufgabe und Ab-
holung von Briefen und Paketen, Bar-
geldbezüge und Einzahlungen – Letztere
aus Sicherheitsgründen und wegen des
Geldwäschereigesetzes nur bargeldlos. 
Laut Marti ist es vor allem dieser Punkt,
der bisweilen zu Kritik am Agenturmo-
dell führt. Man werde das Angebot aber
verbessern: Ab dem ersten Quartal 2010
seien Einzahlungen nicht mehr nur mit
der PostFinance Card, sondern auch mit
den Maestro-Karten der Banken mög-
lich.

Bei einer aktuellen Kundenumfrage der
Post schnitten die Agenturen mit 75 von
100 Punkten bei Privatkunden bezie-
hungsweise 72 Punkten bei Geschäfts-
kunden gut ab. Geschätzt werde neben
den langen Öffnungszeiten insbeson-
dere der Umstand, dass die Post bei 
einer Agenturlösung nach wie vor im
Dorf präsent sei, erklärt Marti. Sehr gut
bewertet wurden das Frankieren von
Paketen oder Briefen an der Selbstbe-
dienungswaage, der Zahlungsverkehr
sowie das Agenturpersonal. Da dieses
vorgängig durch die Post ausgebildet
werde, seien Qualität und Diskretion ge-
währleistet. Eine Postagentur stelle da-
rüber hinaus für manch einen Dorfladen
eine Chance dar, weil sie das Geschäft
belebe und damit dazu beitrage, die
Existenz des Ladens längerfristig zu si-
chern.

Massiver Abbau 
des Service public 
Wenig erfreut über das Vorgehen der
Post und die neuen Lösungen ist man
im Kanton Thurgau. Dort sind seit dem
Jahr 2001 53 der damals 129 Poststellen
geschlossen und durch 9 Agenturen
und 44 Haus-Services ersetzt worden.
Bis 2011 sollen 23 weitere Poststellen
überprüft werden. «Dies entspricht dem
Abbau fast jeder zweiten Poststelle im
Kanton und damit einer massiven Ver-
schlechterung des Service public», sagt
Reto Marty, Geschäftsführer des Ver-
bands Thurgauer Gemeinden. 
Ein Haus-Service könne niemals die
Dienstleistungen einer Poststelle erset-
zen, entrüstet er sich. Beim Haus-Ser-
vice kennzeichnen Kunden ihren Brief-
kasten mit einem kleinen Schild, wenn
sie ein Postgeschäft erledigen möchten.
Der Briefträger oder die Briefträgerin
wird dann an der Haustür klingeln, um
nach den Wünschen zu fragen. «Das
mag für ältere Personen oder für Haus-
halte, in denen tagsüber stets jemand
zu Hause ist, eine Alternative sein»,
räumt Marty ein. Berufstätige oder Ge-
schäftskunden würden jedoch gezwun-
gen, zu einer Poststelle in der weiteren
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Vielen Poststellen in ländlichen Gebie-
ten droht die Schliessung. (Bild: sts)



Umgebung zu fahren, was meist mit
längeren Wartezeiten verbunden und
aus ökologischer Sicht fragwürdig sei.
Die Thurgauer Parlamentarier haben im
Sommer 2009 im Bundesparlament
eine Motion eingereicht, um die weitere
Schliessung von Poststellen bis zum In-
krafttreten des neuen Postgesetzes zu
stoppen. Allerdings wurde die Motion
vom Ständerat im September 2009 ab-
gelehnt, weil das Vorgehen der Post
dem Gesetzessauftrag entspreche. «Für
mich ist es stossend, dass die Post mit
PostFinance und auch in anderen Berei-
chen einerseits fette Gewinne einfährt,
andererseits beim unrentablen Service
public Abstriche macht», so Marty.

Nachteil 
fürs Gewerbe
Dass der Post am Erhalt einzelner Post-
stellen wenig gelegen ist, zeigt das 
Beispiel der Thurgauer Gemeinde Lang-
rickenbach, einer typischen Landge-
meinde mit gut 1100 Einwohnern. «Wir
haben den Eindruck, dass unsere Post-
stelle schon seit längerer Zeit auf der
Abschussliste steht», erzählt Gemeinde-
ammann Markus Hausammann. So
wurden etwa die Öffnungszeiten zuun-
gunsten der Pendler geändert und Ra-
batte für Geschäftskunden nur noch bei
grösseren Poststellen der Umgebung
gewährt. «Wir haben um unsere Post
gekämpft», berichtet Hausammann. So
hätten sie trotz der Nachteile neue Kun-
den gewinnen und zeigen können, dass
die Nutzung insgesamt sogar leicht zu-
genommen habe. «Wir haben der Post
zweimal Hand zu möglichen Lösungen
aus unserer Sicht geboten», betont der
Gemeindeammann. Doch alle Bemü-
hungen waren zwecklos – die Poststelle
soll geschlossen werden. «Die Post ist
insofern auf uns zugekommen, als sie
uns eine einjährige Frist gewährt, um ei-
nen guten Standort für eine Agentur zu
suchen.» In Langrickenbach stellt man
nun ein Projekt zur Neueröffnung eines
Dorfladens auf die Beine. «Falls dies
nicht gelingt, werden wir die Agentur
wohl in der Gemeindeverwaltung füh-
ren müssen.» So oder so sei die Post-
stellenschliessung aber ein wesent -
licher Verlust für die Gemeinde und 
insbesondere ein Standortnachteil fürs
Gewerbe: «Kein Betrieb wird sich in ei-
ner Gemeinde ohne Post niederlassen»,
ist Hausammann überzeugt.

Individuellere Lösungen 
gewünscht
Gewünscht hätte man sich im Thurgau
mehr Flexibilität und Kooperation der
Post beim Umsetzen der neuen Lösun-
gen. «Man war zwar freundlich, ist aber

oftmals mit pfannenfertigen Lösungen
auf die Gemeinden zugekommen»,
fasst Marty vom Verband Thurgauer Ge-
meinden zusammen. «Wir wünschen
uns individuellere Lösungen.» 
Seitens der Post weist man den Vorwurf
über zu wenig Kooperation mit den Ge-
meinden zurück. «Wir gehen fallweise
vor und stellen den Gemeinden stets
mehrere Lösungen vor», betont Marti
von der Schweizerischen Post. Natürlich
begründe die Post dabei auch, welche
Variante sie bevorzugen würde. Es
komme jedoch immer wieder vor, dass
die Lösung am Schluss eine andere sei
als die, welche man zuerst für die beste
gehalten habe. Zudem suche man beim
Ersatz von Poststellen den direkten Kon-
takt zu den KMU, um ihnen bei Bedarf
ein alternatives Angebot zu unterbrei-
ten – zum Beispiel die Direktabholung
von Sendungen beim Geschäftskunden. 

Gemeinden 
haben sich arrangiert
Marti zufolge ist es der Post in rund 
90 Prozent aller Poststellenschliessungen
gelungen, mit den Gemeindebehörden
eine einvernehmliche Lösung zu finden.
Positiv aufgenommen wird die neue 
Lösung etwa in Aeschi SO, wo man seit

Februar diesen Jahres im Volg eine
Postagentur betreibt. «Lieber den Spatz
in der Hand als die Taube auf dem
Dach», hat sich Gemeindepräsident Urs
Müller gesagt, als der Umsatz der frühe-
ren Poststelle mehr und mehr zurück-
ging. «Bei uns läufts tiptop mit der
Agentur», sagt er. Abgesehen von der
fehlenden Möglichkeit zur Bareinzah-
lung hätte er nie etwas Negatives ge-
hört. Im Gegenteil: Die Kunden seien er-
freut über die langen Öffnungszeiten.
Und die Postagentur vermöge den Dorf-
laden zu stärken, was fürs Dorfleben
enorm wichtig sei. 
Auch die Gemeinde Eggenwil AG zieht
nach gut einem Jahr eine positive Bilanz
über ihre Postagentur, die seit Septem-
ber 2008 unter der Leitung der ehemali-
gen Posthalterin in der Gemeindever-
waltung untergebracht ist. «Es ergeben
sich positive Synergieeffekte», so Ge-
meindeschreiber Walter Bürgi. Die An-
zahl der abgewickelten Postgeschäfte
und der Umsatz habe sogar die Progno-
sen der Post übertroffen. «Wir können
die Postagentur rentabel führen», zieht
Bürgi erfreut Bilanz.

Katharina Truninger
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Für ein flächendeckendes Poststellennetz

Der Schweizerische Gemeindeverband (SGV) setzt sich für die Beibehaltung ei-
ner flächendeckenden, quantitativ und qualitativ einwandfreien Grundversor-
gung durch die Post ein. Dazu gehört insbesondere auch ein flächendeckendes
Poststellennetz. Diese Haltung hat er bereits in der Vernehmlassungsantwort zur
Totalrevision des Postgesetzes betont. Für kleinere Gemeinden, für Gemeinden
in den ländlichen Gebieten und im Berggebiet sowie insbesondere auch für klei-
nere Tourismusorte ist eine funktionierende, im Vergleich zu grösseren Gemein-
den und Städten gleichwertige Grundversorgung mit Postdienstleistungen und
Postinfrastruktur im immer härter werdenden Standortwettbewerb ein wichti-
ger Faktor. Jede Einwohnerin und jeder Einwohner unseres Landes und demzu-
folge auch jede Gemeinde habe denselben Anspruch auf eine qualitativ und
quantitativ gleichwertige Versorgung mit öffentlichen Dienstleistungen, betont
der SGV. Er befürchtet, dass mit der im eidgenössischen Parlament zur Diskus-
sion stehenden vollständigen Öffnung des Postmarktes eine neue Entwicklung
eingeleitet werden soll, deren Auswirkungen mit Unsicherheiten und insbeson-
dere mit der grossen Gefahr verbunden sind, dass die bereits heute gefährdete
bisherige Qualität der Grundversorgung selbst bei einer allfälligen Subven -
tionierung durch Steuergelder nicht mehr gewährleistet wäre.
«Ohne klare, vom Staat festgelegte Regeln bleibt eine gleichwertige Grundver-
sorgung für alle Einwohnerinnen und Einwohner und alle Gemeinden eine Illu-
sion», sagt SGV-Direktor Ulrich König. Sollte entgegen der Meinung des SGV für
die weitere Liberalisierung des Postmarktes grünes Licht gegeben werden, ver-
langt der Verband, dass die Mitwirkungsmöglichkeit der betroffenen Bevölke-
rung und Gemeinden verbindlich im Gesetz festgelegt wird. Dieses soll sich aber
nicht nur auf die Anhörung bei der Schliessung von Poststellen beschränken.
Entsprechend einem Antrag von SGV-Präsident Ständerat Hannes Germann hat
der Ständerat in der vergangenen Wintersession einer Ergänzung des Postge-
setzes zugestimmt: Der Bundesrat wird verpflichtet, die Postdienste und die Vor-
gaben für das Netz der Zugangspunkte im Einvernehmen mit den Kantonen und
den Gemeinden festzulegen. Der SGV wird sich dafür einsetzen, dass diese Er-
gänzung auch vom Nationalrat übernommen wird. (sts)


